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Abtreibung ist kein

„Grundrecht“

Die Bundesbank erwartet für die nächsten fünf Jahre ein hohes Inflationsniveau V O N S T E FA N A H R E N S
V O N P E T E R S C H A L L E N B E R G

Natürlich kann es aus Sicht der katholi-
schen Sozialethik überhaupt keine andere
Stellungnahme zum Thema der Abtrei-
bung von Kindern geben, als: Jede einzel-
ne Abtreibung ist zu vermeiden und zu
verhindern und ist aus Sicht der katholi-
schen Ethik immer Tötung einer mensch-
lichen Person. Nach dem Urteil des ame-
rikanischen Supreme Court zur Aufhe-
bung des Urteils desselben Gerichts aus
dem Jahr 1973 und nach der Forderung
einer Mehrheit des EU-Parlaments zur
Einfügung des Rechts auf Abtreibung in
die EU-Grundrechte-Charta ist diese ein-
deutige Ablehnung jeder Abtreibungsform,
selbst nach Inzest oder Vergewaltigung,
aus katholischer Sicht zu bekräftigen. Na-
türlich überhaupt nicht, wie manche Dis-
kutanten meinten, aus Frauenfeindlichkeit
oder aus fehlender Empathie für Konflikt-
fälle oder für entsetzliche Vorfälle wie
Vergewaltigung mit anschließender
Schwangerschaft. Aber Entsetzliches wird
nicht dadurch geheilt, dass genauso Ent-
setzliches geschieht, nämlich die Tötung
eines ungeborenen Menschen mit Herz-
schlag und Schmerzempfinden.
Klar ist: Die direkte Tötung eines unschul-
digen Menschen kann nie gerechtfertigt
sein und ist immer falsch. Die Vergewalti-
gung ist sicherlich hierbei der furchtbarste
Konflikt, der denkbar ist und der sicher
auch durch das Strafrecht nicht lösbar ist.
Aber grundsätzlich das Kind als Angreifer
auf das Selbstbestimmungsrecht der Frau
zu sehen und der Frau die Entscheidung
zum Abbruch oder zur Fortführung der
Schwangerschaft als freies Recht, wie „das
Recht der freien Kleiderwahl“ (so die Süd-
deutsche Zeitung am 29. Juni) zu über-
lassen, stellt die Dinge auf den Kopf, denn
jeder sexuelle Akt muss mit der möglichen
Zeugung eines Kindes rechnen. Die Ver-
antwortung beginnt also nicht erst bei
Feststellung der Schwangerschaft, sondern
weit vorher bei der Bereitschaft zur mög-
lichen Schwangerschaft nach sexuellem
Verkehr. Nochmals: Vergewaltigung und
Inzest entziehen sich brutal einer morali-
schen und rechtlichen Sanktionierung.
Und das gilt übrigens auch für den Fall der
medizinischen Indikation, dass nämlich
das Leben der Mutter in Gefahr ist, also
ein vitaler Konflikt herrscht zwischen dem
Leben der Mutter und dem Leben des
Kindes: Dann ist der Arzt berechtigt, eines
der beiden Güter auf Kosten des anderen
Gutes zu retten. Aber sonst bleibt eindeu-
tig wahr und gut: Es kann niemals ein
Recht auf Abtreibung geben, da es niemals
das Recht auf Tötung eines unschuldigen
Menschen gibt. Und genau das hat das
Strafrecht zu verbürgen als vornehmste
Aufgabe: Du sollst nicht töten! Alles Wei-
tere folgt dem und muss freilich dann auch
folgen: Hilfen, Beratung und Unterstüt-
zung der werdenden Mütter. Denn mit
Verboten und Strafandrohung allein wird
die Welt nicht besser und liebevoller! Das
Strafrecht ist nur der erste Schritt und
ebenso das strikte Verbot der Tötung.
Denn bekanntlich wollte Abel ja nicht ein-
fach von seinem Bruder Kain nur am Le-
ben gelassen werden: Er wollte geliebt
werden! Wer nur Abtreibung verbietet und
meint, dann sei alles gut – der hat in der
Tat nichts begriffen. Es braucht überall
eine Kultur des Lebens – nicht einfach nur
einen Zwang des Überlebens.
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D
ie Inflation im Euroraum bei
mehr als acht Prozent, der Euro
auf dem Kursniveau des Dollar,
dazu noch eine Regierungskrise

in Italien: Nachdem viele andere Noten-
banken bereits gehandelt und ihre Leitzin-
sen mehrfach sowie deutlich angehoben
haben, zieht an diesem Donnerstag nun

Prozent im Juni im Vergleich zu 7,0 Prozent
im Vormonat Mai. Das ist der höchste Wert
seit Beginn der Erhebung im Jahr 2019. Vor
einem Jahr lag der entsprechende Wert
noch wesentlich niedriger, bei etwas mehr
als 3 Prozent. 84 Prozent der Befragten
rechnen in den kommenden zwölf Monaten
mit weiter steigenden Inflationsraten, nur 5

von Erwartungen funktioniert. Lösen sich
die Erwartungen aus ihrer Verankerung,
drohen hohe Lohnforderungen, die wiede-
rum Unternehmen zu Preiserhöhungen
veranlassen können. Ökonomen sprechen
von einer Lohn-Preis-Spirale. Die Infla-
tionserwartung gilt so als wichtiger Faktor
für die Wirtschaft, weil sie über den Kon-

von lediglich 2,4 Prozent – für 2024 gehen
die Volkswirte von einer Teuerungsrate von
1,9 Prozent aus. Längerfristig sagt die EZB
bei der Inflation gar nur einen Wert von 2,1
Prozent voraus. Klar ist: Das passt nicht zu
den jetzt veröffentlichten Umfrageergeb-
nissen von 5,4 Prozent der Bundesbank.

Hinzu kommt, dass die Europäische

auch die Europäische Zentralbank (EZB)
erstmals seit mehr als elf Jahren in puncto
Leitzinserhöhung nach.

Und es wird höchste Zeit: Denn die Infla-
tionserwartungen privater Haushalte in
Deutschland sind weiter gestiegen – und
das mindestens für die nächsten fünf Jahre:
Das geht aus neuen Daten der Bundesbank
hervor. So erhöhte sich die erwartete Infla-
tion für die nächsten zwölf Monate auf 7,5
Prozent erwarten eine rückläufige Teue-
rung. Die im Durchschnitt der nächsten
fünf Jahre erwartete Inflation stieg im Juni
von 5,3 auf 5,4 Prozent.

Bundesbank contra EZB
Die feste Verankerung der Inflationser-

wartungen gilt als wichtiges Ziel der Geld-
politik, die vor allem über die Steuerung
sum, das Sparverhalten und über Investitio-
nen der Menschen entscheidet: Haben die-
se etwa das Gefühl, dass ihr Geld wertloser
wird, geben sie in der Regel weniger aus und
klammern sich eher an das Ersparte.

Die Fünf-Jahresprognose der Bundes-
bank widerspricht zudem deutlich der im
April geäußerten Prognose der EZB-Wäh-
rungshüter: Für das Jahr 2023 rechnen die
Experten der EZB mit einer Inflationsrate
Zentralbank für den Euroraum mittelfristig
eine Inflationsrate von 2 Prozent anstrebt –
eigentlich. Tatsächlich jedoch betrug die In-
flation im Juni aber 8,6 Prozent im Euro-
raum und 7,6 Prozent in Deutschland – ein
Rekordwert seit Einführung des Euro. Aus-
schlaggebend sind hauptsächlich hohe
Preissteigerungen von Energie und Roh-
stoffen sowie von vielen Vorprodukten und
deren vielfacher Nichtverfügbarkeit.
wächst weiter
Zahlreiche Experten gehen mit Karl Lauterbach hart ins Gericht V O N M A R C O F E T K E

D
ie Zusatzbeiträge für gesetzlich
Krankenversicherte steigen im
kommenden Jahr um 0,3 Pro-
zent. Die Erhöhung der Zusatz-

beiträge stellt dabei jedoch nur einen Be-
standteil des Maßnahmenpakets dar, das
Bundesgesundheitsminister Karl Lauter-
bach (SPD) auf den Weg bringen will, um

„die immer wieder nur ins nächste Jahr
schauende, kurzatmige Sonderfinanzierung
zu beenden und zu einer soliden und nach-
haltigen Finanzierung zurückzukehren“.
Stattdessen würde die nun notwendig ge-
wordene Konsolidierung der Finanzsitua-
tion auf Kosten der Beitragszahler erfolgen.

Nicht nur aufgrund der Erhöhung des Zu-

satzvergütung“ bezeichnete, die zu „keiner
feststellbaren Verbesserung der Versor-
gung“ geführt habe, sieht Andreas Gassen,
Vorstand der Kassenärztlichen Bundesver-
einigung, Nachteile für GKV-Patienten im
Verzug. Diese müssten sich, wie Gassen
gegenüber „Bild“ erklärte, „neben höheren
Kassenbeiträgen auch auf weniger Leistung

zentpunkt schneller steigen als die beitrags-
pflichtigen Einkommen der Versicherten.
Zwar erodierten letztere – „zumindest bis-
lang“, wie Pimpertz ermahnt – noch nicht,
aber dennoch stünde „jetzt nicht weniger
als das Versprechen des Gesetzgebers, eine
Versorgung auf dem jeweiligen Stand der
medizinischen Wissenschaft vollumfäng-
Die Infla

das für 2023 erwartete Kassen-Defizit von
knapp 17 Millionen Euro auszugleichen.
Neben den erhöhten Zusatzbeiträgen soll
dabei einerseits auf Rücklagen der Kran-
kenkassen zurückgegriffen werden, ande-
rerseits auf Steuergelder, ein Darlehen des
Bundes und Effizienzsteigerungen.

Lauterbach gibt seinem
Amtsvorgänger die Schuld

Die Entstehung des Defizits lastet Lau-
terbach seinem Vorgänger Jens Spahn
(CDU) und dessen Kollegen im Merkel-
Kabinett an. Spahn hätte „teure Leistungs-
reformen“ durchgeführt und Strukturrefor-
men gemieden, sodass dann in der Pande-
miezeit das Defizit entstanden sei. Doch die
Maßnahmen, mit denen Lauterbach das Fi-
nanzloch nun schließen will, gelten bei vie-
len als umstritten – insbesondere Kassen-
ärzten und Krankenkassenvertretern. So
betonen Uwe Klemens und Susanne Wa-
genmann, Verwaltungsrats-Vorsitzende des
GKV-Spitzenverbandes, in einer Presse-
mitteilung, dass die Große Koalition den
„Weg der soliden und nachhaltigen Finan-
zierung der gesundheitlichen Versorgung
für die 73 Millionen gesetzlich Versicherten
verlassen“ hätte – die neue Bundesregie-
rung mit dem vorliegenden Gesetzentwurf
jedoch zugleich die Chance vertan habe,
tion wir

satzbeitrages – der zwar paritätisch durch
Arbeitgeber und Arbeitnehmer entrichtet
wird, aber je nach Krankenkasse in seiner
konkreten Höhe variieren kann –, sondern
auch wegen des Rückgriffes auf Liquiditäts-
reserven der Krankenkassen, die letztlich
aus den Taschen der Beitragszahler stamm-
ten. „Die von der Bundesregierung geplan-
ten Beitragserhöhungen sind angesichts
steigender Energiekosten, Inflation und hö-
herer Lebensmittelpreise ein fatales Sig-
nal“, schlussfolgern Klemens und Wagen-
mann. Sie mahnen an, das Vorhaben der
Bundesregierung übermittle die Botschaft,
es lohne sich nicht, für schlechte Zeiten vor-
zusorgen, weil der Staat das zurückgelegte
Geld am Ende bloß umverteilen würde.

In einer gemeinsamen Pressemitteilung
sprachen die Verbände der Krankenkassen
darüber hinaus von einem „Flickenteppich
von Maßnahmen“, welche die Finanzie-
rungslücke nur notdürftig stopfen würden.
Auch sie werfen Lauterbach vor, Politik auf
dem Rücken der Beitragszahler zu betrei-
ben. Scharfe Kritik provoziert auch die von
Lauterbach geplante Streichung der Neu-
patientenregelung, die Spahn 2019 einge-
führt hatte, um Ärzten finanzielle Anreize
für die Behandlung neu aufgenommener
Patienten zu verschaffen. Denn während
GKV-Spitzenverband-Chefin Doris Pfeiffer
gegenüber „Bild“ die Regelung als eine „Zu-
d lange b

in Form von längeren Wartezeiten für Arzt-
termine einstellen“. Dabei handle es sich
um eine zwangsläufige Folge, wenn man
den Ärzten bei steigenden Kosten durch In-
flation und höheren Löhnen in den Praxen
das Honorar kürze.

Die Demografie sorgt für
zusätzliche Schieflagen

Eine über die tagespolitische Debatte hi-
nausweisende Perspektive auf das Thema
vermittelt der Ökonom Jochen Pimpertz
vom Institut der Deutschen Wirtschaft
(IW) in Köln. Wiederholt verwies er in sei-
nen Publikationen auf Auswirkungen der
demografischen Schieflage auf die GKV
und die mangelnde Berücksichtigung des
Problems seitens der Parteien. In den kurz-
fristigen Sparpläne Lauterbachs sieht Pim-
pertz in einem IW-Beitrag als „ein ambitio-
niertes Unterfangen, wenn gleichzeitig die
angemahnten Leistungsausweitungen nicht
zurückgenommen werden“. Und „selbst
wenn Strukturreformen ein solches Volu-
men generieren könnten“, beanspruche die
Umsetzung Zeit. Bisherige Strukturrefor-
men seien „im Regulierungsdickicht des
deutschen Gesundheitssystems versickert“,
so Pimpertz. Zudem würden die GKV-Aus-
gaben seit der Wiedervereinigung pro Kopf
jahresdurchschnittlich um gut einen Pro-
leiben

lich solidarisch zu finanzieren“ auf dem
Prüfstand.

Denn neben dem steten medizinischen
Fortschritt belaste auch die demografische
Entwicklung Deutschlands die GKV. Mit
der Alterung der geburtenstarken Jahrgän-
ge würden „nicht nur jene Altersklassen
stärker besetzt, die altersbedingt über-
durchschnittlich hohe Leistungsausgaben“
verursachten, erklärt der IW-Ökonom.
Gleichzeitig gelte auch für einen steigenden
Anteil der Versicherten, dass sie weniger
Beiträge zahlen würden als während der
Zeit ihrer Berufstätigkeit, weil die Rente
niedriger ausfalle als das Gehalt. „Ist es nun
solidarisch“, fragt Pimpertz, „wenn die
nachwachsenden Generationen immer hö-
here Beiträge zur Umverteilung leisten?“
Denn bei höheren Beitragssätzen steige für
sie der Finanzierungsanteil, von dem immer
mehr Menschen im Alter profitieren wür-
den. Einen Ausweg sieht Pimpertz in einer
Begrenzung der solidarischen Finanzie-
rung, „gepaart mit dem schrittweisen Auf-
bau einer zweiten, kapitalgedeckten Finan-
zierungssäule“. Der Ansatz birgt jedoch die
latente Gefahr, dass solche punktuellen Li-
beralisierungen das Solidaritätsprinzip –
und somit das Fundament der gesetzlichen
Krankenversicherung – langfristig unter-
graben. Um die Demografie kommt man al-
so kaum herum.
Das Krankenkassen-Defizit
Seit vielen Jahren kennen die Krankenkassenbeiträge zumeist nur eine unerfreuliche Richtung: Nämlich nach oben. Foto: dpa


